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Zweite Ordnung zur Änderung der Promotionsordnung für den Doktor der Philosophie 

vom 10. Juli 2013

Aufgrund von § 71 Satz 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Berliner Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz – BerlHG) in der 
Neufassung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378), hat der Fakultätsrat der Fakultät 03 – Musik – der Universität der Künste Berlin am 10. 
Juli 2013 folgende Ordnung beschlossen:

Artikel I

Die Promotionsordnung für den Doktor der Philosophie vom 23. Mai 1984 in der Fassung vom 12. März 1999 (UdK-Anzeiger 2/2000  
vom 1. März 2000) wird wie folgt geändert:

1. Der Titel der Ordnung erhält folgende Fassung: „Promotionsordnung zum Doktor der Philosophie der Fakultät 03 – Musik – der 
Universität der Künste Berlin“.

2. Durchgehend wird im Text „Hochschule der Künste“ durch „Universität der Künste“ ersetzt (Redaktionelle Änderung).

3. Durchgehend wird im Text der Begriff „Professor“ ersetzt durch „promovierter Hochschullehrer oder promovierte Hochschullehrerin, 
der oder die an der Fakultät Musik eines der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) hauptamtlich vertritt“.

4. In § 1 Abs. 1 entfällt ersatzlos die Formulierung „auf Grund eines Promotionsverfahrens“.

5. § 1 Abs. 2 wird geändert in: „Durch die Promotion wird die Befähigung zur selbständigen wissenschaftlichen Arbeit nachgewiesen. 
Dieser Nachweis wird durch die Vorlage einer wissenschaftlichen Abhandlung (Dissertation) aus dem Promotionsfach und eine 
mündliche Prüfung (Disputation) erbracht.“

6. In § 1 wird als neuer Abs. 3 eingefügt: „(3) Die Organe für die Promotionsverfahren sind der Promotionsausschuss und eine vom 
Promotionsausschuss eingesetzte Promotionskommission für jedes Promotionsverfahren.“

7. In § 1 wird der alte Abs. 3 neu zu Abs. 4 mit folgender Textfassung: „Die Fakultät Musik der Universität der Künste kann auf Antrag 
des Dekans bzw. der Dekanin oder von mindestens drei Hochschullehrern bzw. Hochschullehrerinnen, die an der Fakultät Musik 
eines der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) hauptamtlich vertreten, für hervorragende wissenschaftliche 
Leistungen auf einem Arbeitsgebiet der Fakultät den akademischen Grad des „Doktors der Philosophie ehrenhalber“ (Dr. phil. h.c.) 
verleihen (vgl. hierzu § 15).“

8. Der Text von § 2 lautet neu:  
„(1) Zur Promotion kann als Doktorand oder Doktorandin in der Regel zugelassen werden, wer im Promotionsfach ein Master-, 
Lehramts-, Diplom-, Magister- oder ein gleichwertiges Studium an einer Universität, Pädagogischen Hochschule oder einer 
Kunst- oder Musikhochschule oder ein Masterstudium an einer Fachhochschule mit mindestens vierjähriger Regelstudienzeit und 
mindestens 30 ECTS in einem zweiten wissenschaftlichen Fach studiert und mit einer Prüfung abgeschlossen hat, die mindestens 
mit der Gesamtnote „gut“ bewertet wurde. 

(2) Ist die Muttersprache nicht Deutsch, muss in der Regel ein Sprachzertifikat nach GER Level C1 vorgelegt werden. Das Zeugnis 
kann ggf. innerhalb einer vom Promotionsausschuss festgelegten Frist nachgereicht werden. 

(3) Ist die Gesamtnote nicht mindestens „gut“, kann die Zulassung zur Promotion erfolgen, wenn befürwortende Gutachten 
von zwei im Promotionsfach promovierten Hochschullehrern bzw. Hochschullehrerinnen, Honorarprofessoren bzw. 
Honorarprofessorinnen oder Privatdozenten bzw. Privatdozentinnen über die wissenschaftliche Qualifikation des Bewerbers bzw. der 
Bewerberin vorgelegt werden, davon mindestens ein promovierter Hochschullehrer oder eine promovierte Hochschullehrerin, der 
oder die an der Fakultät Musik eines der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) vertritt. Dies gilt auch bei 
fehlender Gesamtnote.

(4) War das Promotionsfach im vorhergehenden Abschlussexamen nicht Hauptfach der Prüfung so muss der Bewerber bzw. die 
Bewerberin dem Promotionsausschuss seine bzw. ihre Fachkenntnisse in einem Colloquium entsprechend Abs. (13) nachweisen. 
Darüber hinaus müssen Publikationen und sonstige schriftliche Arbeiten des Bewerbers bzw. der Bewerberin vorgelegt werden, die 
von mindestens einem externen Gutachter oder einer externen Gutachterin als gleichwertig zu einer Masterarbeit im Hauptfach 
anerkannt werden. 

(5) War das Promotionsfach im vorhergehenden Abschlussexamen nicht Prüfungsfach, so muss der Bewerber bzw. die Bewerberin 
dem Promotionsausschuss seine bzw. ihre Fachkenntnisse durch Vorlage von Publikationen oder von sonstigen vergleichbaren 
schriftlichen Arbeiten und in einem Colloquium nachweisen. Die schriftlichen Arbeiten müssen von mindestens einem externen 
Gutachter oder einer externen Gutachterin als gleichwertig zu einer Masterarbeit im Hauptfach anerkannt werden. 

(6) Über die Gleichwertigkeit von Examina und über die Zulassung bei einer Gesamtnote von nicht mindestens „gut“ sowie bei 
einer fehlenden Gesamtnote entscheidet der Promotionsausschuss.

(7) Bewerber und Bewerberinnen mit künstlerischen Abschlüssen können zur Promotion zugelassen werden wenn der Abschluss in 
den promotionsrelevanten Fächern mit der Note „sehr gut“ erworben wurde und wenn sie in einem Eignungsfeststellungsverfahren 
nachweisen, dass sie in dem Promotionsfach in gleicher Weise zu wissenschaftlicher Arbeit befähigt sind, wie die 

[Neufassung der Promotionsordnung ab S. 6]
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promotionsfähigen Universitätsabsol venten der unter Abs. 1 genannten Studiengänge. Die in dem mindestens zweisemestrigen 
Eignungsfeststellungsverfahren zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen werden nach Maßgabe der Anforderungen in  
Abs. 1-6 vom Promotionsausschuss festgesetzt. Auf Antrag des Bewerbers oder der Bewerberin stellt der Promotionsausschuss 
durch ein Colloquium entsprechend Abs. 13 fest, ob das Eignungsfest stellungsverfahren mit Erfolg absolviert wurde. Wird das 
Eignungsfeststellungsverfahren nicht mit Erfolg absolviert, erlischt die Zulassung zur Promotion. 

(8) Absolventen und Absolventinnen von vierjährigen wissenschaftlichen oder künstlerisch-wissenschaftlichen 
Bachelorstudiengängen an einer Universität oder einer Fachhochschule können zur Promotion zugelassen werden, wenn der 
Abschluss in den promotionsrelevanten Fächern mit der Note „sehr gut“ erworben und außerdem durch Vorlage schriftlicher 
Arbeiten und ein Colloquium entsprechend Abs. 13 der Nachweis erbracht wurde, dass die Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit 
in gleicher Weise vorhanden ist wie bei promotionsfähigen Universitätsabsolventen und Universitätsabsolventinnen eines Master-, 
Lehramts-, Diplom-, Magister- oder eines gleichwertigen Studien gangs. Die schriftlichen Arbeiten müssen von mindestens einem 
externen Gutachter oder einer externen Gutachterin als gleichwertig zu einer Masterarbeit im Hauptfach anerkannt werden.

(9) Besonders qualifizierte Absolventen und Absolventinnen von dreijährigen Bachelorstudiengängen oder vierjährigen 
künstlerischen Bachelorstudiengängen können zur Promotion zugelassen werden, wenn der Abschluss in den promotionsrelevanten 
Fächern mit der Note „sehr gut“ erworben wurde und wenn sie in einem Eignungsfeststellungsverfahren nachweisen, 
dass sie in dem Promotionsfach in gleicher Weise zu wissenschaftlicher Arbeit befähigt sind, wie die promotionsfähigen 
Universitätsabsolventen und Absolventinnen der unter Abs. 1 genannten Studiengänge. Die in dem mindestens zweisemestrigen 
Eignungsfeststellungsverfahren zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen werden nach Maßgabe der Anforderungen in 
Abs. 1-6 vom Promotionsausschuss festgesetzt. Auf Antrag des Bewerbers oder der Bewerberin stellt der Promotionsausschuss 
durch ein Colloquium entsprechend Abs. 13 fest, ob das Eignungsfeststellungsverfahren mit Erfolg absolviert wurde. Wird das 
Eignungsfeststellungsverfahren nicht mit Erfolg absolviert, erlischt die Zulassung zur Promotion. 

(10) Besonders qualifizierte Absolventen und Absolventinnen von Diplomstudiengängen an Fachhochschulen, Berufsakademien, 
Musikhochschulen und Kunsthochschulen, die nicht unter Abs. 1 fallen, können zur Promotion zugelassen werden, wenn 
das Fachhochschuldiplom in den promotionsrelevanten Fächern mit der Note „sehr gut“ erworben und außerdem durch 
Vorlage schriftlicher Arbeiten und ein Colloquium entsprechend Abs. 13 der Nachweis erbracht wurde, dass die Befähigung 
zu wissenschaftlicher Arbeit in gleicher Weise vorhanden ist wie bei promotionsfähigen Universitätsabsolventen und 
Universitätsabsolventinnen. Die schriftlichen Arbeiten müssen von mindestens einem externen Gutachter oder einer externen 
Gutachterin als gleichwertig zu einer Masterarbeit im Hauptfach anerkannt werden.

(11) Besitzt der Antragsteller oder eine Antragstellerin einen anderen als in Abs. 1-9 vorgesehenen Studienabschluss (z.B. einen 
Masterabschluss ohne grundständiges Studium (vgl. § 35 Abs. 2 BerlHG), kann er oder sie zum Promotionsverfahren zugelassen 
werden, wenn seine oder ihre Qualifikation für das Promotionsfach gewährleistet ist. Der Promotionsausschuss kann den 
Antragsteller oder die Antragstellerin mit der Auflage zum Promotionsverfahren zulassen, innerhalb einer bestimmten Frist 
Nachweise zu erbringen, deren Erwerb in dem nach Abs. 1 geforderten Hochschulstudium üblich oder zur Ergänzung der von dem 
Antragsteller bzw. der Antragstellerin nachgewiesenen Kenntnisse für die angestrebte Promotion erforderlich ist.

(12) Absolventen und Absolventinnen gleichwertiger ausländischer Studiengänge werden wie Absolventen und Absolventinnen 
der Studiengänge nach Abs. 1-10 zugelassen. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist eine Äquivalenzbescheinigung bei der 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland einzuholen. Für den Fall, dass keine Klassifizierung des ausländischen Hochschulabschlusses 
durch die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen erfolgt, überprüft der Promotionsausschuss die Vergleichbarkeit dieser 
Hochschulabschlüsse. Falls eine Gleichwertigkeit nicht festgestellt wird, prüft der Promotionsausschuss, ob nach Erfüllung von 
Bedingungen im Sinne von Abs. 7-11 [Eignungsfeststellungsver-fahren] eine Gleichwertigkeit hergestellt werden kann.

(13) Das Colloquium ist eine mündliche Prüfung von etwa einer Stunde Dauer. Sie wird von zwei Prüfenden abgenommen, die 
fachlich zuständige promovierte Hochschullehrer bzw. Hochschullehrerinnen oder Privatdozenten bzw. Privatdozentinnen 
der Fakultät sind und vom Promotionsausschuss bestellt werden. Mindestens einer der Prüfenden muss ein promovierter 
Hochschullehrer oder eine promovierte Hochschullehrerin sein, der oder die an der Fakultät Musik eines der Promotionsfächer 
(Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) hauptamtlich vertritt. Durch das Colloquium muss der Kandidat oder die Kandidatin 
nachweisen, dass er oder sie im Prüfungsfach über Kenntnisse verfügt, die dem Standard der Masterprüfung oder anderer üblicher 
Abschlussprüfungen im Hauptfach entsprechen. Das ist dann der Fall, wenn das Colloquium mindestens mit der Gesamtnote „gut“ 
bewertet wird. Die Gesamtnote ist das arithmetische Mittel der von den Prüfenden erteilten Einzelnoten, wobei die Bewertungen 

„sehr gut“ (1), „gut“ (2), „befriedigend“ (3), „ausreichend“ (4), „ungenügend“ (5) gegeben werden können.

9. Der Text von § 3 Abs. 1 wird nach Satz 2 geändert in: „Er entscheidet insbesondere über die Zulassung zur Promotion und über die 
Annahme als Doktorand, über die Bestellung der Gutachter und über die Zusammensetzung der Promotionskommission. Er kann 
die Wahrnehmung dieser Aufgaben seinem Vorsitzenden übertragen. Er kann sie jederzeit, auch in einzelnen Angelegenheiten, 
wieder an sich ziehen.“

10. § 3 Abs. 2 Satz 1 lautet neu: 
„Dem Promotionsausschuss gehören an: 
-  der Dekan bzw. die Dekanin oder ein Prodekan bzw. eine Prodekanin 
-  zwei weitere promovierte Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, die hauptamtlich eines der wissenschaftlichen Fächer  
   der Fakultät (Musikpädagogik und Musikwissenschaft) vertreten, 

-  ein in diesen Fächern an der Fakultät beschäftigter wissenschaftlicher Mitarbeiter oder eine entsprechende wissenschaftliche  
    Mitarbeiterin, 
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-  ein der Fakultät angehörender Student bzw. eine entsprechende Studentin im Masterstudium oder ein immatrikulierter  
    Doktorand bzw. eine entsprechende Doktorandin der Fachrichtung Musikpädagogik oder Musikwissenschaft.“

11. In § 3 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „ist“ ersetzt durch „wird“ und „zu wählen“ wird ersetzt durch „eingesetzt“.

12. In § 3 Abs. 2 wird Satz 4 ersatzlos gestrichen.

13. In § 3 Abs. 2 letzter Satz wird „Ausschuss“ ersetzt durch „Promotionsausschuss“.

14. In § 3 entfallen die Abs. 3-5.

15. In § 3 wird der alte Abs. 6 neu zu Abs. 3. Darin erhält Satz 1 folgende Fassung: „Die Sitzungen des Promotionsausschusses sind 
nicht öffentlich.“

16. In § 3 wird als neue Abs. 4 angefügt: „(4) Der Promotionsausschuss teilt seine Entscheidungen dem Bewerber bzw. der Bewerberin 
oder dem Doktoranden bzw. der Doktorandin schriftlich mit. Ein ablehnender Bescheid bedarf einer Angabe von Gründen und 
einer Rechtsmittelbelehrung.“

17. § 4 wird komplett geändert in: „§ 4 Annahme als Doktorand oder Doktorandin

(1) Der Kandidat bzw. die Kandidatin beantragt seine bzw. ihre Annahme als Doktorand oder Doktorandin schriftlich beim 
Promotionsausschuss der Fakultät unter Angabe des angestrebten Promotionsfachs. Dem Antrag sind beizufügen:  
1. ein von dem Betreuer oder der Betreuerin abgezeichnetes Exposé einschließlich Zeitplan und Auswahlbibliographie  
2. die nach § 3 für die Zulassung erforderlichen Nachweise (Zeugnisse über Hochschulabschlüsse im Original  
     mit einfacher Kopie oder als amtlich beglaubigte Kopie) 
3. ein tabellarischer Lebenslauf (wissenschaftlicher Werdegang) 
4. eine eidesstattliche Erklärung über vorausgegangene oder laufende Promotionsversuche 
5. Betreuungszusage und von beiden Partnern (bei gemeinsamer Betreuung: von allen  
    Betreuern und Betreuerinnen) unterschriebene Betreuungsvereinbarung (s. § 5).

(2) Die Zulassung zur Promotion ist ausnahmslose Voraussetzung für die Eröffnung des Promotionsverfahrens. Über die Annahme 
als Doktorand oder Doktorandin entscheidet der Promotionsausschuss. Die Annahme ist zu versagen, wenn  
1. die Voraussetzungen für die Zulassung zur Promotion fehlen,  
2. die Unterlagen unvollständig sind,  
3. die Erklärung gemäß Abs. 1 (laufende/vergebliche Versuche) wahrheitswidrig abgegeben wurde. 

(3) Die Dissertation ist in der Regel in deutscher Sprache abzufassen. Über die Zulassung anderer Sprachen entscheidet im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens auf begründeten Antrag der Promotionsausschuss. Dem Antrag ist eine Zustimmung des Betreuers bzw. 
der Betreuerin beizufügen sowie die Zusage eines Zweitbetreuers oder einer Zweitbetreuerin, die fremdsprachige Promotion zu 
betreuen und ggf. zu begutachten.

(4) Die Betreuungsvereinbarung wird erst mit der Annahme als Doktorand oder Doktorandin rechtskräftig. 

(5) Die Zulassung zur Promotion ist auf drei Jahre begrenzt. Diese Befristung kann auf schriftlichen Antrag an den 
Promotionsausschuss bei Vorliegen einer entsprechenden Bestätigung des Betreuers oder der Betreuerin in der Regel nicht mehr als 
drei Mal um ein akademisches Jahr verlängert werden. 

(6) Der Doktorand bzw. die Doktorandin muss sich bei der Universität einschreiben, es sei denn er bzw. sie steht in einem 
Beschäftigungsverhältnis zur UdK Berlin (vgl. § 25 Abs. 2 BerlHG). Die Einschreibung erfolgt in der Regel für drei Jahre (s. § 4 Abs. 
4).  
Über Verlängerungen dieser Frist entscheidet unter Berücksichtigung der Empfehlung des Betreuers oder der Betreuerin der 
Promotions ausschuss.“

18. § 5 erhält folgende Fassung: „§ 5 Wissenschaftliche Betreuung

(1) Betreuer oder Betreuerin einer Dissertation ist ein promovierter Hochschullehrer bzw. eine promovierte Hochschullehrerin, 
ein Privatdozent bzw. eine Privatdozentin oder ein Honorarprofessor bzw. eine Honorarprofessorin der oder die das jeweilige 
Promotionsfach an der Fakultät Musik vertreten. Die angemessene Betreuung ist andauernde Pflicht des jeweiligen 
Hochschullehrers bzw. der jeweiligen Hochschullehrerin und darf nicht delegiert werden. 

(2) Zwischen dem Doktoranden oder der Doktorandin und dem Betreuer oder der Betreuerin wird eine Vereinbarung getroffen, in 
der das Promotionsthema, Dauer der Promotion sowie in der Regel ein auf drei Jahre ausgelegter Arbeitsplan festgelegt sind. Die 
Fortschritte des Promotionsprojekts sollen regelmäßig erörtert werden.

(3) Der Promotionsausschuss kann Richtlinien für Promotionen festlegen, die in Doktorandenkollegs oder ähnlichen Programmen 
durchgeführt werden.“

19. In § 6 Abs. 1 wird er Text nach „wissenschaftliche Arbeiten“ geändert in: „im Promotionsfach nachweist und zu neuen 
Erkenntnissen gelangt.“

20. In § 6 lautet Abs. 2 neu: „(2) Als Dissertation ist in der Regel eine unveröffentlichte Schrift vorzulegen. Auf Antrag des 
Promovenden bzw. der Promovendin und mit Zustimmung des Betreuers bzw. der Betreuerin kann nach Genehmigung durch den 
Promotionsausschuss eine teilweise oder ganz bereits publizierte Arbeit eingereicht werden. Die veröffentlichten Teile der Arbeit 
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sind als Sonderdrucke in dreifacher Ausfertigung mit einzureichen und in der Dissertation ggf. deutlich zu kennzeichnen.“

21. In § 6 entfällt der alte Abs. 3 und die nachfolgende Zählung wird entsprechend angepasst.

22. Der alte § 7 entfällt ersatzlos. Der nachfolgende alte § 8 wird zum neuen § 7 und erhält folgende Fassung:

„§ 7 Eröffnung des Promotionsverfahrens

(1) Nach Fertigstellung der Dissertation kann der Doktorand bzw. die Doktorandin beim Dekanat schriftlich die Zulassung zur 
Prüfung beantragen. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. drei Exemplare der Dissertation in Papierformat und eine elektronische Version in einem gängigen Datenformat, 
2. eine eidesstattliche Erklärung darüber, dass die eingereichte Dissertation selbstständig und nur mit den im Einzelnen  
    angegebenen Hilfsmitteln angefertigt wurde und bisher in der eingereichten Form nicht Gegenstand eines akademischen  
    Prüfungsverfahrens war. Sollten Teile der Arbeit bereits Gegenstand einer akademischen Prüfung gewesen sein, muss dies  
    sangezeigt und die Prüfungsarbeit mit eingereicht werden. 
3. eine eidesstattliche Erklärung über frühere oder gleichzeitige Anträge auf Annahme eines Dissertationsvorhabens oder auf  
    Zulassung zum Promotionsverfahren bei einer anderen Hochschule oder einer anderen Fakultät der Universität der Künste Berlin,  
    ggf. mit vollständigen Angaben über deren Ausgang, 
4. die Unterlagen über die Zulassung, ggf. der Nachweis über ein erfolgreich durchgeführtes Eigungsfeststellungsverfahren, 
5. ein Vorschlag für den zweiten Gutachter oder eine zweite Gutachterin der Dissertation, auf begründeten Antrag können in  
    Ausnahmefällen externe Gutachter und Gutachterinnen vorgeschlagen werden (s. § 8 Abs. 1), 
6. eine aktuelle Immatrikulationsbescheinigung, es sei denn er bzw. sie steht in einem Beschäftigungsverhältnis zur UdK Berlin  
    (vgl. § 25 Abs. 2 BerlHG).

(2) Der Promotionsausschuss eröffnet bei Vorliegen aller Voraussetzungen das Promotionsverfahren und setzt eine 
Promotionskommission ein.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die Voraussetzungen für die Zulassung nicht erfüllt sind, 
2. die Unterlagen nicht vollständig sind, 
3. eine von einer anderen Prüfungsbehörde bereits zurückgewiesene Dissertation  
    oder eine in einem anderen Prüfungsverfahren als Prüfungsarbeit verwendete Arbeit vorgelegt wird.

(4) Die Zulassung kann versagt werden, wenn Gründe vorliegen, die den Entzug eines akademischen Grades rechtfertigen würden 
oder wenn ein akademischer Grad entzogen worden ist.“

23. Als neuer § 8 wird eingefügt: „§ 8 Promotionskommission

(1) Der Promotionsausschuss setzt für jedes Promotionsverfahren mit dem Bestellen der Gutachter und Gutachterinnen eine 
Promotionskommission ein. Die Gutachter und Gutachterinnen müssen promovierte Hochschullehrer bzw. Hochschullehrerinnen, 
Honorarprofessoren bzw. Honorarprofessorinnen oder Privatdozenten bzw. Privatdozentinnen im Promotionsfach sein, mindestens 
ein Gutachter oder eine Gutachterin muss promovierter Hochschullehrer bzw. promovierte Hochschullehrerin sein, der oder die an 
der Fakultät Musik eines der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) hauptamtlich vertritt. Bei der Bestellung 
der Gutachter und Gutachterinnen soll der Ausschuss den Vorschlag des Doktoranden bzw. der Doktorandin berücksichtigen. Folgt 
er diesem Vorschlag nicht, bedarf es einer Begründung. Externe Gutachter und Gutachterinnen werden auf Antrag in besonderen 
Fällen zugelassen. Über die Zulassung holt der Promotionsausschuss das Votum der aktiv amtierenden Fachvertreter und 
Fachvertreterinnen des jeweils zuständigen Promotionsfaches ein: 
a) in der Frage, ob ein externer Gutachter oder eine externe Gutachterin im vorliegenden Fall überhaupt akzeptiert wird, sowie ggf.  
b) ob dieser Gutachter oder diese Gutachterin als zweiter oder dritter Gutachter bzw. Gutachterin an dem Verfahren beteiligt wird.

Der Promotionsausschuss entscheidet auf Grund der Voten der Fachvertreter und Fachvertreterinnen und holt das Einverständnis 
des potentiellen Gutachters bzw. der potentiellen Gutachterin ein, ohne Kostenübernahme und Vergütung von Seiten der 
Universität der Künste Berlin am Verfahren teilzunehmen.

(2) Der Vorsitzende des Promotionsausschusses unterrichtet den Doktoranden bzw. die Doktorandin von der Entscheidung über die 
Eröffnung des Promotionsverfahrens und teilt ihm bzw. ihr die Zusammensetzung der Promotionskommission mit.

(3) Der Promotionskommission gehören in der Regel die Gutachter bzw. Gutachterinnen sowie ein weiteres Mitglied an. Sie besteht 
in der Regel aus zwei promovierten Hochschullehrern oder Hochschullehrerinnen, die an der Fakultät Musik die Promotionsfächer 
(Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) hauptamtlich vertreten und einem in einem der Promotionsfächer der Fakultät Musik 
angestellten wissenschaftlichen Mitarbeiter bzw. einer diesbezüglich angestellten wissenschaftlichen Mitarbeiterin.

(4) Die Promotionskommission wählt aus ihrer Mitte einen der Hochschullehrer bzw. eine der Hochschullehrerinnen der Fakultät 
Musik zum bzw. zur Vorsitzenden. Der oder die Vorsitzende der Promotionskommission soll nicht Betreuer oder Betreuerin und 
Erstgutachter oder Erstgutachterin sein. Die Promotionskommission kann Beschlüsse nur mit den Voten aller stimmberechtigten 
Mitglieder fassen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Professorenmehrheit.

(5) Die Promotionskommission führt die Disputation durch.“

24. Der Titel von § 9 wird geändert in: „Begutachtung und Bewertung der Dissertation“

25. In § 9 Abs. 1 wird Satz 2 ersatzlos gestrichen.
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26. § 9 Abs. 3 wird am Ende um folgenden Satz erweitert: „Liegen die Voten der Gutachter und Gutachterinnen mehr als ein Prädikat 
auseinander, bestellt der Promotionsausschuss einen fachzuständigen externen Gutachter. bzw. eine fachzuständige externe 
Gutachterin.“

27. In § 10 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „und“ nach „Doktorandin“ durch ein Komma ersetzt. Nach „Kommissionsmitgliedern“ wird 
eingefügt „und dem Promotionsausschuss“.

28. In § 10 Abs. 1 entfallen die Sätze 4 und 5.

29. In § 10 Abs. 4 endet der letzte Satz nach „höchstens“ neu mit der Formulierung „20 Minuten.“

30. In § 11 Abs. 1 wird die Notenbezeichnung, in Klammern gesetzt, um die deutsche Bezeichnung ergänzt.

31. In § 11 Abs. 2 wird Satz 1 am Ende erweitert durch: „durch den Promotionsausschuss und die Gutachter und Gutachterinnen.“

32. In § 11 wird als neuer Abs. 5 angefügt: „(5) Eine Gegenvorstellung gegen das Ergebnis des Promotionsverfahrens ist mit 
schriftlicher Begründung innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses an den oder die Vorsitzende 
des Promotionsausschusses zu erheben. Der oder die Vorsitzende ist für eine ordnungsgemäße Durchführung des 
Gegenvorstellungsverfahrens verantwortlich und teilt die Entscheidung der Promotionskommission über die Gegenvorstellung des 
oder der Betroffenen mit. Die Promotionskommission entscheidet grundsätzlich innerhalb eines Monats über die Gegenvorstellung. 
Dabei sind die getroffenen Bewertungen und die für die Bewertung maßgeblichen Gründe zu überprüfen. Das Ergebnis dieser 
Überprüfung ist schriftlich zu begründen.“

33. In § 12 Abs. 1 wird der Satzteil „Mikrofilm/Mikrofiche oder als CD-ROM“ ersetzt durch „oder online“.

34. In § 12 Abs. 1 wird als neuer Satz 2 angefügt: „Die Veröffentlichung bedarf einer Druckerlaubnis (Imprimatur), die der 
Promotionsausschuss aufgrund der Vorlage der Druckfassung auf Empfehlung der Gutachter und Gutachterinnen erteilt.“

35. In § 12 wird der Text von Abs. 2 ersetzt durch: „Für die zur Veröffentlichung bestimmte Fassung der Dissertation kann die 
Promotionskommission Auflagen erteilen. In diesem Falle bedarf es der Überprüfung der Erfüllung der Auflagen für die 
Druckerlaubnis durch die Promotionskommission, die dem Promotionsausschuss Bericht erstattet.“

36. In § 12 Abs. 4 lautet Satz 1 nach „Dissertation“ einschl. Nr. 1 neu wie folgt: „der Universitätsbibliothek in folgender Form und 
Anzahl abliefern:  
1. 60 Exemplare in Buch- oder Fotodruck“.

37. § 12 Abs. 4 Nr. 4 lautet neu: „in elektronischer Form; hierfür gilt die ‚Ordnung zur Abfassung von Dissertationen in englischer 
Sprache und Veröffentlichung von Dissertationen in elektronischer Form‘ vom 6. Dezember 2000.“

38. In § 12 entfällt der alte Abs. 5 und der vormalige Abs. 6 erhält  neu die Zählung 5.

39. In § 12 wird der Abs. 7 ersatzlos gestrichen.

40. In § 15 Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen „gemäß § 63 Abs. 2 BerlHG und“.

41. § 17 wird geändert in: „Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Promotionsordnung tritt in der geänderten Fassung am Tage nach der Veröffentlichung im Anzeiger der Universität der 
Künste Berlin in Kraft. Zugleich tritt die Promotionsordnung der Fakultät Musik der Universität der Künste vom 23. Mai 1984 in der 
Fassung vom 12. März 1999 (UdK-Anzeiger 2/2000 vom 1. März 2000) außer Kraft.  
(2) Abweichend von Abs. 1 können bereits laufende Promotionsverfahren für eine Übergangsfrist von drei Jahren nach den 
bisher geltenden Regelungen fortgeführt und abgeschlossen werden. Über weitergehende Ausnahmen entscheidet der 
Promotionsausschuss.“

Artikel II

Aus den Änderungen gem. Artikel I ergibt sich folgende Neufassung der Promotionsordnung für den Doktor der Philosophie:

Promotionsordnung für den Doktor der Philosophie der Fakultät 03 – Musik – der Universität der Künste Berlin

vom 23. Mai 1984 
in der Fassung vom 10. Juli 2013 

Auf Grund von § 71 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Berliner Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz - BerlHG) in der 
Neufassung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378), hat der Fakultätsrat der Fakultät 03 – Musik – in seiner Sitzung am 10. Juli 2013 die 
Promotionsordnung für den Doktor der Philosophie vom 23. Mai 1984 in der Fassung vom 12. März 1999 (HdK-Anzeiger 2/2000 vom  
1. März 2000) geändert. Diese erhält folgende Fassung:
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§ 1 - Promotion

(1) Die Fakultät „Musik” der Universität der Künste Berlin verleiht für die Fachgebiete Musikpädagogik und Musikwissenschaft den 
akademischen Grad „Doktor der Philosophie“ (Dr. phil.).

(2) Durch die Promotion wird die Befähigung zur selbständigen wissenschaftlichen Arbeit nachgewiesen. Dieser Nachweis wird durch die 
Vorlage einer wissenschaftlichen Abhandlung (Dissertation) aus dem Promotionsfach und eine mündliche Prüfung (Disputation) erbracht.

(3) Die Organe für die Promotionsverfahren sind der Promotionsausschuss und eine vom Promotionsausschuss eingesetzte Promotions-
kommission für jedes Promotionsverfahren.

(4) Die Fakultät Musik der Universität der Künste kann auf Antrag des Dekans bzw. der Dekanin oder von mindestens drei Hochschullehrern 
bzw. Hochschullehrerinnen, die an der Fakultät Musik eines der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) 
hauptamtlich vertreten, für hervorragende wissenschaftliche Leistungen auf einem Arbeitsgebiet der Fakultät den akademischen Grad 
des „Doktors der Philosophie ehrenhalber“ (Dr. phil. h.c.) verleihen (vgl. hierzu § 15).

§ 2 - Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Promotion kann als Doktorand oder Doktorandin in der Regel zugelassen werden, wer im Promotionsfach ein Master-, 
Lehramts-, Diplom-, Magister- oder ein gleichwertiges Studium an einer Universität, Pädagogischen Hochschule oder einer Kunst- oder 
Musikhochschule oder ein Masterstudium an einer Fachhochschule mit mindestens vierjähriger Regelstudienzeit und mindestens 30 
ECTS in einem zweiten wissenschaftlichen Fach studiert und mit einer Prüfung abgeschlossen hat, die mindestens mit der Gesamtnote       
 „gut“ bewertet wurde. 

(2) Ist die Muttersprache nicht Deutsch, muss in der Regel ein Sprachzertifikat nach GER Level C1 vorgelegt werden. Das Zeugnis kann 
ggf. innerhalb einer vom Promotionsausschuss festgelegten Frist nachgereicht werden. 

(3) Ist die Gesamtnote nicht mindestens „gut“, kann die Zulassung zur Promotion erfolgen, wenn befürwortende Gutachten von zwei 
im Promotionsfach promovierten Hochschullehrern bzw. Hochschullehrerinnen, Honorarprofessoren bzw. Honorarprofessorinnen oder 
Privatdozenten bzw. Privatdozentinnen über die wissenschaftliche Qualifikation des Bewerbers bzw. der Bewerberin vorgelegt werden, 
davon mindestens ein promovierter Hochschullehrer oder eine promovierte Hochschullehrerin, der oder die an der Fakultät Musik eines 
der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) vertritt. Dies gilt auch bei fehlender Gesamtnote.

(4) War das Promotionsfach im vorhergehenden Abschlussexamen nicht Hauptfach der Prüfung so muss der Bewerber bzw. die Bewerberin 
dem Promotionsausschuss seine bzw. ihre Fachkenntnisse in einem Colloquium entsprechend Abs. (13) nachweisen. Darüber hinaus 
müssen Publikationen und sonstige schriftliche Arbeiten des Bewerbers bzw. der Bewerberin vorgelegt werden, die von mindestens 
einem externen Gutachter oder einer externen Gutachterin als gleichwertig zu einer Masterarbeit im Hauptfach anerkannt werden. 

(5) War das Promotionsfach im vorhergehenden Abschlussexamen nicht Prüfungsfach, so muss der Bewerber bzw. die Bewerberin dem 
Promotionsausschuss seine bzw. ihre Fachkenntnisse durch Vorlage von Publikationen oder von sonstigen vergleichbaren schriftlichen 
Arbeiten und in einem Colloquium nachweisen. Die schriftlichen Arbeiten müssen von mindestens einem externen Gutachter oder einer 
externen Gutachterin als gleichwertig zu einer Masterarbeit im Hauptfach anerkannt werden. 

(6) Über die Gleichwertigkeit von Examina und über die Zulassung bei einer Gesamtnote von nicht mindestens „gut“ sowie bei einer 
fehlenden Gesamtnote entscheidet der Promotionsausschuss.

(7) Bewerber und Bewerberinnen mit künstlerischen Abschlüssen können zur Promotion zugelassen werden wenn der Abschluss in 
den promotionsrelevanten Fächern mit der Note „sehr gut“ erworben wurde und wenn sie in einem Eignungsfeststellungsverfahren 
nachweisen, dass sie in dem Promotionsfach in gleicher Weise zu wissenschaftlicher Arbeit befähigt sind, wie die promotionsfähigen 
Universitätsabsol venten der unter Abs. 1 genannten Studiengänge. Die in dem mindestens zweisemestrigen Eignungsfeststellungsverfahren 
zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen werden nach Maßgabe der Anforderungen in Abs. 1-6 vom Promotionsausschuss 
festgesetzt. Auf Antrag des Bewerbers oder der Bewerberin stellt der Promotionsausschuss durch ein Colloquium entsprechend Abs. 
13 fest, ob das Eignungsfest stellungsverfahren mit Erfolg absolviert wurde. Wird das Eignungsfeststellungsverfahren nicht mit Erfolg 
absolviert, erlischt die Zulassung zur Promotion. 

(8) Absolventen und Absolventinnen von vierjährigen wissenschaftlichen oder künstlerisch-wissenschaftlichen Bachelorstudiengängen an 
einer Universität oder einer Fachhochschule können zur Promotion zugelassen werden, wenn der Abschluss in den promotionsrelevanten 
Fächern mit der Note „sehr gut“ erworben und außerdem durch Vorlage schriftlicher Arbeiten und ein Colloquium entsprechend Abs. 13 
der Nachweis erbracht wurde, dass die Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit in gleicher Weise vorhanden ist wie bei promotionsfähigen 
Universitätsabsolventen und Universitätsabsolventinnen eines Master-, Lehramts-, Diplom-, Magister- oder eines gleichwertigen Studien-
gangs. Die schriftlichen Arbeiten müssen von mindestens einem externen Gutachter oder einer externen Gutachterin als gleichwertig zu 
einer Masterarbeit im Hauptfach anerkannt werden.

(9) Besonders qualifizierte Absolventen und Absolventinnen von dreijährigen Bachelorstudiengängen oder vierjährigen künstlerischen 
Bachelorstudiengängen können zur Promotion zugelassen werden, wenn der Abschluss in den promotionsrelevanten Fächern mit der 
Note „sehr gut“ erworben wurde und wenn sie in einem Eignungsfeststellungsverfahren nachweisen, dass sie in dem Promotionsfach 
in gleicher Weise zu wissenschaftlicher Arbeit befähigt sind, wie die promotionsfähigen Universitätsabsolventen und Absolventinnen 



  
Anzeiger der Universität der Künste Berlin 2 / 2014 Seite 8

der unter Abs. 1 genannten Studiengänge. Die in dem mindestens zweisemestrigen Eignungsfeststellungsverfahren zu erbringenden 
Studien- und Prüfungsleistungen werden nach Maßgabe der Anforderungen in Abs. 1-6 vom Promotionsausschuss festgesetzt. Auf 
Antrag des Bewerbers oder der Bewerberin stellt der Promotionsausschuss durch ein Colloquium entsprechend Abs. 13 fest, ob das 
Eignungsfeststellungsverfahren mit Erfolg absolviert wurde. Wird das Eignungsfeststellungsverfahren nicht mit Erfolg absolviert, erlischt 
die Zulassung zur Promotion. 

(10) Besonders qualifizierte Absolventen und Absolventinnen von Diplomstudiengängen an Fachhochschulen, Berufsakademien, 
Musikhochschulen und Kunsthochschulen, die nicht unter Abs. 1 fallen, können zur Promotion zugelassen werden, wenn das 
Fachhochschuldiplom in den promotionsrelevanten Fächern mit der Note „sehr gut“ erworben und außerdem durch Vorlage schriftlicher 
Arbeiten und ein Colloquium entsprechend Abs. 13 der Nachweis erbracht wurde, dass die Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit 
in gleicher Weise vorhanden ist wie bei promotionsfähigen Universitätsabsolventen und Universitätsabsolventinnen. Die schriftlichen 
Arbeiten müssen von mindestens einem externen Gutachter oder einer externen Gutachterin als gleichwertig zu einer Masterarbeit im 
Hauptfach anerkannt werden.

(11) Besitzt der Antragsteller oder eine Antragstellerin einen anderen als in Abs. 1-9 vorgesehenen Studienabschluss (z.B. einen 
Masterabschluss ohne grundständiges Studium (vgl. § 35 Abs. 2 BerlHG), kann er oder sie zum Promotionsverfahren zugelassen werden, 
wenn seine oder ihre Qualifikation für das Promotionsfach gewährleistet ist. Der Promotionsausschuss kann den Antragsteller oder die 
Antragstellerin mit der Auflage zum Promotionsverfahren zulassen, innerhalb einer bestimmten Frist Nachweise zu erbringen, deren 
Erwerb in dem nach Abs. 1 geforderten Hochschulstudium üblich oder zur Ergänzung der von dem Antragsteller bzw. der Antragstellerin 
nachgewiesenen Kenntnisse für die angestrebte Promotion erforderlich ist.

(12) Absolventen und Absolventinnen gleichwertiger ausländischer Studiengänge werden wie Absolventen und Absolventinnen der 
Studiengänge nach Abs. 1-10 zugelassen. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist eine Äquivalenzbescheinigung bei der Zentralstelle 
für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland einzuholen. Für den Fall, dass keine Klassifizierung des ausländischen Hochschulabschlusses durch die Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen erfolgt, überprüft der Promotionsausschuss die Vergleichbarkeit dieser Hochschulabschlüsse. Falls eine 
Gleichwertigkeit nicht festgestellt wird, prüft der Promotionsausschuss, ob nach Erfüllung von Bedingungen im Sinne von Abs. 7-11 
[Eignungsfeststellungsverfahren] eine Gleichwertigkeit hergestellt werden kann.

(13) Das Colloquium ist eine mündliche Prüfung von etwa einer Stunde Dauer. Sie wird von zwei Prüfenden abgenommen, die fachlich 
zuständige promovierte Hochschullehrer bzw. Hochschullehrerinnen oder Privatdozenten bzw. Privatdozentinnen der Fakultät sind und 
vom Promotionsausschuss bestellt werden. Mindestens einer der Prüfenden muss ein promovierter Hochschullehrer oder eine promovierte 
Hochschullehrerin sein, der oder die an der Fakultät Musik eines der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) 
hauptamtlich vertritt. Durch das Colloquium muss der Kandidat oder die Kandidatin nachweisen, dass er oder sie im Prüfungsfach über 
Kenntnisse verfügt, die dem Standard der Masterprüfung oder anderer üblicher Abschlussprüfungen im Hauptfach entsprechen. Das ist 
dann der Fall, wenn das Colloquium mindestens mit der Gesamtnote „gut“ bewertet wird. Die Gesamtnote ist das arithmetische Mittel 
der von den Prüfenden erteilten Einzelnoten, wobei die Bewertungen „sehr gut“ (1), „gut“ (2), „befriedigend“ (3), „ausreichend“ (4),  
 „ungenügend“ (5) gegeben werden können.

§ 3 - Promotionsausschuss und Promotionskommission

(1) Der Fakultätsrat setzt einen Promotionsausschuss ein. Dieser bearbeitet alle mit den Promotionsverfahren zusammenhängenden 
Fragen. Er entscheidet insbesondere über die Zulassung zur Promotion und über die Annahme als Doktorand, über die Bestellung der 
Gutachter und über die Zusammensetzung der Promotionskommission. Er kann die Wahrnehmung dieser Aufgaben seinem Vorsitzenden 
übertragen. Er kann sie jederzeit, auch in einzelnen Angelegenheiten, wieder an sich ziehen. 

(2) Dem Promotionsausschuss gehören an: 
 
 – der Dekan bzw. die Dekanin oder ein Prodekan bzw. eine Prodekanin 
 
 – zwei weitere promovierte Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, die hauptamtlich eines der            
    wissenschaftlichen Fächer der Fakultät (Musikpädagogik und Musikwissenschaft) vertreten, 
 
 – ein in diesen Fächern an der Fakultät beschäftigter wissenschaftlicher Mitarbeiter oder eine entsprechende  
    wissenschaftliche Mitarbeiterin, 
 
 – ein der Fakultät angehörender Student bzw. eine entsprechende Studentin im Masterstudium oder ein immatrikulierter  
    Doktorand bzw. eine entsprechende Doktorandin der Fachrichtung Musikpädagogik oder Musikwissenschaft.

Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter bzw. eine Stellvertreterin eingesetzt.

Die Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen und der Mitarbeiter bzw. die Mitarbeiterin amtieren zwei Studienjahre, der Student bzw. 
die Studentin ein Studienjahr. Wiederwahl ist zulässig.

Der Promotionsausschuss wählt einen Hochschullehrer bzw. eine Hochschullehrerin aus seiner Mitte zum bzw. zur Vorsitzenden.
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(3) Die Sitzungen des Promotionsausschusses sind nicht öffentlich. Über die Sitzungen werden Protokolle angefertigt.

(4) Der Promotionsausschuss teilt seine Entscheidungen dem Bewerber bzw. der Bewerberin oder dem Doktoranden bzw. der Doktorandin 
schriftlich mit. Ein ablehnender Bescheid bedarf einer Angabe von Gründen und einer Rechtsmittelbelehrung.

§ 4 - Annahme als Doktorand oder Doktorandin

(1) Der Kandidat bzw. die Kandidatin beantragt seine bzw. ihre Annahme als Doktorand oder Doktorandin schriftlich beim 
Promotionsausschuss der Fakultät unter Angabe des angestrebten Promotionsfachs. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. ein von dem Betreuer oder der Betreuerin abgezeichnetes Exposé einschließlich Zeitplan und Auswahlbibliographie  

2. die nach § 3 für die Zulassung erforderlichen Nachweise (Zeugnisse über Hochschulabschlüsse im Original  

     mit einfacher Kopie oder als amtlich beglaubigte Kopie) 

3. ein tabellarischer Lebenslauf (wissenschaftlicher Werdegang) 

4. eine eidesstattliche Erklärung über vorausgegangene oder laufende Promotionsversuche 

5. Betreuungszusage und von beiden Partnern (bei gemeinsamer Betreuung: von allen  

    Betreuern und Betreuerinnen) unterschriebene Betreuungsvereinbarung (s. § 5).

(2) Die Zulassung zur Promotion ist ausnahmslose Voraussetzung für die Eröffnung des Promotionsverfahrens. Über die Annahme als 
Doktorand oder Doktorandin entscheidet der Promotionsausschuss. Die Annahme ist zu versagen, wenn 

1. die Voraussetzungen für die Zulassung zur Promotion fehlen,  

2. die Unterlagen unvollständig sind,  

3. die Erklärung gemäß Abs. 1 (laufende/vergebliche Versuche) wahrheitswidrig abgegeben wurde. 

(3) Die Dissertation ist in der Regel in deutscher Sprache abzufassen. Über die Zulassung anderer Sprachen entscheidet im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens auf begründeten Antrag der Promotionsausschuss. Dem Antrag ist eine Zustimmung des Betreuers bzw. der 
Betreuerin beizufügen sowie die Zusage eines Zweitbetreuers oder einer Zweitbetreuerin, die fremdsprachige Promotion zu betreuen 
und ggf. zu begutachten.

(4) Die Betreuungsvereinbarung wird erst mit der Annahme als Doktorand oder Doktorandin rechtskräftig. 

(5) Die Zulassung zur Promotion ist auf drei Jahre begrenzt. Diese Befristung kann auf schriftlichen Antrag an den Promotionsausschuss 
bei Vorliegen einer entsprechenden Bestätigung des Betreuers oder der Betreuerin in der Regel nicht mehr als drei Mal um ein 
akademisches Jahr verlängert werden. 

(6) Der Doktorand bzw. die Doktorandin muss sich bei der Universität einschreiben, es sei denn er bzw. sie steht in einem 
Beschäftigungsverhältnis zur UdK Berlin (vgl. § 25 Abs. 2 BerlHG). Die Einschreibung erfolgt in der Regel für drei Jahre (s. § 4 Abs. 4). 
Über Verlängerungen dieser Frist entscheidet unter Berücksichtigung der Empfehlung des Betreuers oder der Betreuerin der Promotions-
ausschuss.

§ 5 - Wissenschaftliche Betreuung

(1) Betreuer oder Betreuerin einer Dissertation ist ein promovierter Hochschullehrer bzw. eine promovierte Hochschullehrerin, ein 
Privatdozent bzw. eine Privatdozentin oder ein Honorarprofessor bzw. eine Honorarprofessorin der oder die das jeweilige Promotionsfach 
an der Fakultät Musik vertreten. Die angemessene Betreuung ist andauernde Pflicht des jeweiligen Hochschullehrers bzw. der jeweiligen 
Hochschullehrerin und darf nicht delegiert werden.

(2) Zwischen dem Doktoranden oder der Doktorandin und dem Betreuer oder der Betreuerin wird eine Vereinbarung getroffen, in der das 
Promotionsthema, Dauer der Promotion sowie in der Regel ein auf drei Jahre ausgelegter Arbeitsplan festgelegt sind. Die Fortschritte des 
Promotionsprojekts sollen regelmäßig erörtert werden.

(3) Der Promotionsausschuss kann Richtlinien für Promotionen festlegen, die in Doktorandenkollegs oder ähnlichen Programmen 
durchgeführt werden.

§ 6 - Dissertation 

(1) Die Dissertation ist eine wissenschaftliche Abhandlung, welche die Befähigung des Verfassers oder der Verfasserin zu selbständigem 
wissenschaftlichen Arbeiten im Promotionsfach nachweist und zu neuen Erkenntnissen gelangt.

(2) Als Dissertation ist in der Regel eine unveröffentlichte Schrift vorzulegen. Auf Antrag des Promovenden bzw. der Promovendin und 
mit Zustimmung des Betreuers bzw. der Betreuerin kann nach Genehmigung durch den Promotionsausschuss eine teilweise oder ganz 
bereits publizierte Arbeit eingereicht werden. Die veröffentlichten Teile der Arbeit sind als Sonderdrucke in dreifacher Ausfertigung mit 
einzureichen und in der Dissertation ggf. deutlich zu kennzeichnen. 
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(3) Die Dissertation muss im Anhang enthalten:

1. eine eidesstattliche Versicherung, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde und alle Hilfen und Hilfsmittel offengelegt sind, 

2. eine Zusammenfassung (abstract) der Arbeit in deutscher Sprache von nicht mehr als einer Seite Umfang zum Zwecke der  

     Veröffentlichung, 

3. einen Lebenslauf, aus dem der Bildungsgang des Verfassers bzw. der Verfasserin hervorgeht.

(4) Das Titelblatt ist gemäß dem in der Anlage beigefügten Muster anzufertigen.

§ 7 - Zulassung zur Promotion

(1) Nach Fertigstellung der Dissertation kann der Doktorand bzw. die Doktorandin beim Dekanat schriftlich die Zulassung zur Prüfung 
beantragen. Dem Antrag sind beizufügen:

1. drei Exemplare der Dissertation in Papierformat und eine elektronische Version in einem gängigen Datenformat, 

2. eine eidesstattliche Erklärung darüber, dass die eingereichte Dissertation selbstständig und nur mit den im Einzelnen   

    angegebenen Hilfsmitteln angefertigt wurde und bisher in der eingereichten Form nicht Gegenstand eines akademischen  

    Prüfungsverfahrens war. Sollten Teile der Arbeit bereits Gegenstand einer akademischen Prüfung gewesen sein, muss die  

    angezeigt und die Prüfungsarbeit mit eingereicht werden. 

3. eine eidesstattliche Erklärung über frühere oder gleichzeitige Anträge auf Annahme eines Dissertationsvorhabens oder auf  

    Zulassung zum Promotionsverfahren bei einer anderen Hochschule oder einer anderen Fakultät der Universität der Künste Berlin,  

    ggf. mit vollständigen Angaben über deren Ausgang, 

4. die Unterlagen über die Zulassung, ggf. der Nachweis über ein erfolgreich durchgeführtes Eigungsfeststellungsverfahren, 

5. ein Vorschlag für den zweiten Gutachter oder eine zweite Gutachterin der Dissertation, auf begründeten Antrag können in  

    Ausnahmefällen externe Gutachter und Gutachterinnen vorgeschlagen werden (s. § 8 Abs. 1). 

6. eine aktuelle Immatrikulationsbescheinigung, es sei denn er bzw. sie steht in einem Beschäftigungsverhältnis zur UdK Berlin  

    (vgl. § 25 Abs. 2 BerlHG).

(2) Der Promotionsausschuss eröffnet bei Vorliegen aller Voraussetzungen das Promotionsverfahren und setzt eine Promotionskommission 
ein.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn

1. die Voraussetzungen für die Zulassung nicht erfüllt sind, 

2. die Unterlagen nicht vollständig sind, 

3. eine von einer anderen Prüfungsbehörde bereits zurückgewiesene Dissertation  

    oder eine in einem anderen Prüfungsverfahren als Prüfungsarbeit verwendete Arbeit vorgelegt wird.

(4) Die Zulassung kann versagt werden, wenn Gründe vorliegen, die den Entzug eines akademischen Grades rechtfertigen würden oder 
wenn ein akademischer Grad entzogen worden ist.

§ 8 - Promotionskommission

(1) Der Promotionsausschuss setzt für jedes Promotionsverfahren mit dem Bestellen der Gutachter und Gutachterinnen eine 
Promotionskommission ein. Die Gutachter und Gutachterinnen müssen promovierte Hochschullehrer bzw. Hochschullehrerinnen, 
Honorarprofessoren bzw. Honorarprofessorinnen oder Privatdozenten bzw. Privatdozentinnen im Promotionsfach sein, mindestens ein 
Gutachter oder eine Gutachterin muss promovierter Hochschullehrer bzw. promovierte Hochschullehrerin sein, der oder die an der 
Fakultät Musik eines der Promotionsfächer (Musikwissenschaft oder Musikpädagogik) hauptamtlich vertritt. Bei der Bestellung der 
Gutachter und Gutachterinnen soll der Ausschuss den Vorschlag des Doktoranden bzw. der Doktorandin berücksichtigen. Folgt er diesem 
Vorschlag nicht, bedarf es einer Begründung. Externe Gutachter und Gutachterinnen werden auf Antrag in besonderen Fällen zugelassen. 
Über die Zulassung holt der Promotionsausschuss das Votum der aktiv amtierenden Fachvertreter und Fachvertreterinnen des jeweils 
zuständigen Promotionsfaches ein:

a) in der Frage, ob ein externer Gutachter oder eine externe Gutachterin im vorliegenden Fall überhaupt akzeptiert wird, sowie ggf.  

b) ob dieser Gutachter oder diese Gutachterin als zweiter oder dritter Gutachter bzw. Gutachterin an dem Verfahren beteiligt wird.

Der Promotionsausschuss entscheidet auf Grund der Voten der Fachvertreter und Fachvertreterinnen und holt das Einverständnis des 
potentiellen Gutachters bzw. der potentiellen Gutachterin ein, ohne Kostenübernahme und Vergütung von Seiten der Universität der 
Künste Berlin am Verfahren teilzunehmen.

(2) Der Vorsitzende des Promotionsausschusses unterrichtet den Doktoranden bzw. die Doktorandin von der Entscheidung über die 
Eröffnung des Promotionsverfahrens und teilt ihm bzw. ihr die Zusammensetzung der Promotionskommission mit.
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(3) Der Promotionskommission gehören in der Regel die Gutachter bzw. Gutachterinnen sowie ein weiteres Mitglied an. Sie besteht in 
der Regel aus zwei promovierten Hochschullehrern oder Hochschullehrerinnen, die an der Fakultät Musik die Promotionsfächer(Musik
wissenschaft oder Musikpädagogik) hauptamtlich vertreten und einem in einem der Promotionsfächer der Fakultät Musik angestellten 
wissenschaftlichen Mitarbeiter bzw. einer diesbezüglich angestellten wissenschaftlichen Mitarbeiterin.

(4) Die Promotionskommission wählt aus ihrer Mitte einen der Hochschullehrer bzw. eine der Hochschullehrerinnen der Fakultät Musik 
zum bzw. zur Vorsitzenden. Der oder die Vorsitzende der Promotionskommission soll nicht Betreuer oder Betreuerin und Erstgutachter 
oder Erstgutachterin sein. Die Promotionskommission kann Beschlüsse nur mit den Voten aller stimmberechtigten Mitglieder fassen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Professorenmehrheit.

(5) Die Promotionskommission führt die Disputation durch.

§ 9 - Begutachtung und Bewertung der Dissertation 

(1) Die Dissertation wird von zwei Gutachtern oder Gutachterinnen beurteilt. In der Regel ist der Betreuer oder die Betreuerin der 
Dissertation als Gutachter bzw. Gutachterin zu bestellen.

(2) Die Gutachter und Gutachterinnen prüfen, ob die vorgelegte Dissertation als Promotionsleistung anerkannt werden kann, und 
bewerten sie in schriftlichen Gutachten, die einen Bewertungsvorschlag nach § 11 Abs. 1 enthalten müssen.

(3) Divergieren die Bewertungsvorschläge, entscheidet die Promotionskommission. Der Promotionsausschuss kann auf Antrag der 
Promotionskommission als Entscheidungshilfe einen bzw. eine oder mehrere weitere Gutachter bzw. Gutachterinnen bestellen; diese 
Gutachter und Gutachterinnen sind nicht Mitglieder der Promotionskommission. Liegen die Voten der Gutachter und Gutachterinnen 
mehr als ein Prädikat auseinander, bestellt der Promotionsausschuss einen fachzuständigen externen Gutachter. bzw. eine fachzuständige 
externe Gutachterin.

(4) Falls ein Gutachter oder eine Gutachterin eine Umarbeitung der Dissertation empfiehlt, kann diese von der Promotionskommission mit 
entsprechenden Änderungsauflagen an den Doktoranden oder die Doktorandin zurückgegeben werden. Umarbeitungsempfehlungen 
eines Gutachters oder einer Gutachterin bedürfen einer ausführlichen Begründung und müssen klar umrissene, präzise formulierte 
Gegenstände bzw. Fragestellungen betreffen. Nach Vorlage der umgearbeiteten Dissertation erfolgt deren endgültige Beurteilung durch 
die Gutachter bzw. Gutachterinnen und die Promotionskommission.

(5) Wird die Dissertation mit „nicht bestanden“ bewertet, wird das Promotionsverfahren eingestellt. Der Dekan bzw. die Dekanin der 
Fakultät erteilt dem Doktoranden oder der Doktorandin einen schriftlichen Bescheid über die Einstellung des Verfahrens. Der Bescheid 
ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. Dem Doktoranden bzw. der Doktorandin ist in diesem Fall Akteneinsicht zu gewähren. 
Eine abgelehnte Arbeit verbleibt mit allen Gutachten bei der Fakultät.

(6) Die Gutachten sollen nicht später als drei Monate nach der Eröffnung des Promotionsverfahrens der Promotionskommission vorliegen. 
Fristüberschreitungen sind zu begründen. Bei unzumutbarer Fristenüberschreitung kann ein neuer Gutachter oder eine neue Gutachterin 
bestellt werden.

§ 10 - Disputation

(1) Ist die Dissertation angenommen, vereinbart der oder die Vorsitzende der Promotionskommission mit dem Doktoranden bzw. der 
Doktorandin, den Kommissionsmitgliedern und dem Promotionsausschuss den Termin der Disputation. Dieser Termin wird durch Aushang 
in der Fakultät Musik bekanntgegeben. Der oder die Vorsitzende der Promotionskommission lädt wenigstens 14 Tage vor dem angesetzten 
Termin den Doktoranden bzw. die Doktorandin, die Mitglieder der Promotionskommission und die Mitglieder des Promotionsausschusses 
schriftlich zur Disputation ein. Auf Antrag des Doktoranden bzw. der Doktorandin ist die Öffentlichkeit auszuschließen.

(2) Für die unter Absatz 1 Satz 3 und 4 genannten Personen und für die Mitglieder der Fakultät „Musik“ liegt die Dissertation 
wenigstens 14 Tage vor der Disputation zur Einsichtnahme aus. Für den Doktoranden bzw. die Doktorandin und die Mitglieder des 
Promotionsausschusses liegen ferner die Gutachten zur Einsichtnahme aus.

(3) Disputierende sind der Doktorand bzw. die Doktorandin sowie die Mitglieder der Promotionskommission. Die Disputation dauert in 
der Regel 60, höchstens jedoch 90 Minuten.

(4) Die Disputation hat den Zweck, die Fähigkeit des Doktoranden bzw. der Doktorandin zur mündlichen Erörterung wissenschaftlicher 
Probleme zu erweisen und den Inhalt, den fachlichen Problemzusammenhang sowie die sachlichen und methodischen Grundlagen der 
Dissertation zu diskutieren. Der Doktorand bzw. die Doktorandin eröffnet die Disputation mit einem Vortrag von höchstens 20 Minuten.

(5) Über die Disputation wird ein Protokoll angefertigt; dieses muss mindestens die folgenden Informationen enthalten: 
 
 – Ort, Datum und Dauer der Disputation,

 – Name des Doktoranden bzw. der Doktorandin,

 – Titel der Dissertation,
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 – Bewertung der Dissertation,

 – Anwesenheitsliste unter Bezeichnung der Mitglieder von Promotionskommission und Promotionsausschuss, 
 
 – gegebenenfalls Angaben über die Dauer des Vortrages des Doktoranden bzw. der Doktorandin und die Dauer der Diskussion.

(6) Unmittelbar nach der Disputation bewertet der Promotionsausschuss die Disputationsleistung nach § 11 Abs. 1.

(7) Wird die Disputation  mit „nicht bestanden“ bewertet, ist dies dem Doktoranden bzw. der Doktorandin vom Dekan bzw. der Dekanin 
der Fakultät unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Die Disputation muss spätestens nach sechs Monaten wiederholt werden, wenn der 
Doktorand oder die Doktorandin dies innerhalb eines Monats nach Zustellung des Ergebnisses beantragt. Eine weitere Wiederholung 
ist nicht möglich.

(8) Beantragt der Doktorand bzw. die Doktorandin keine Wiederholung oder wird auch die Wiederholung mit „nicht bestanden“ 
bewertet, wird das Promotionsverfahren eingestellt. Der Dekan bzw. die Dekanin der Fakultät benachrichtigt den Doktoranden bzw. die 
Doktorandin.

§ 11 - Bewertung der Promotion

(1) Die Promotionsleistungen werden gemäß folgender Skala bewertet:

- summa cum laude (mit Auszeichnung)

- magna cum laude (sehr gut)

- cum laude (gut)

- rite (ausreichend)

- nicht bestanden

(2) Die Gesamtbewertung der Promotion erfolgt im Anschluss an die Bewertung der Disputation durch den Promotionsausschuss und die 
Gutachter und Gutachterinnen. Sie wird ermittelt aus den Prädikaten für die Dissertation und die Disputation; dabei ist die Dissertation 
stärker zu gewichten.

(3) Der Dekan bzw. die Dekanin der Fakultät  teilt das Ergebnis unverzüglich dem Doktoranden oder der Doktorandin mit und stellt ihm 
bzw. ihr darüber eine vorläufige Bescheinigung aus. Diese Bescheinigung berechtigt nicht zur Führung des Doktortitels. Gleichzeitig sind 
dem Doktoranden oder der Doktorandin etwaige Änderungswünsche der Kommission am Text der Dissertation mitzuteilen.

(4) Der Fakultätsrat wird über das Ergebnis des Promotionsverfahrens unterrichtet.

(5) Eine Gegenvorstellung gegen das Ergebnis des Promotionsverfahrens ist mit schriftlicher Begründung innerhalb von sechs Wochen nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses an den oder die Vorsitzende des Promotionsausschusses zu erheben. Der oder die Vorsitzende ist für eine 
ordnungsgemäße Durchführung des Gegenvorstellungsverfahrens verantwortlich und teilt die Entscheidung der Promotionskommission 
über die Gegenvorstellung des oder der Betroffenen mit. Die Promotionskommission entscheidet grundsätzlich innerhalb eines Monats 
über die Gegenvorstellung. Dabei sind die getroffenen Bewertungen und die für die Bewertung maßgeblichen Gründe zu überprüfen. 
Das Ergebnis dieser Überprüfung ist schriftlich zu begründen.

§ 12 - Veröffentlichung der Dissertation

(1) Die Dissertation ist vom Doktoranden bzw. der Doktorandin als Buch, in einer Zeitschrift, als vervielfältigtes Manuskript oder online 
zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung bedarf einer Druckerlaubnis (Imprimatur), die der Promotionsausschuss aufgrund der Vorlage der 
Druckfassung auf Empfehlung der Gutachter und Gutachterinnen erteilt.

(2) Für die zur Veröffentlichung bestimmte Fassung der Dissertation kann die Promotionskommission Auflagen erteilen. In diesem 
Falle bedarf es der Überprüfung der Erfüllung der Auflagen für die Druckerlaubnis durch die Promotionskommission, die dem 
Promotionsausschuss Bericht erstattet.

(3) Über vom Doktoranden bzw. der Doktorandin gewünschte Änderungen am Text der eingereichten Dissertation entscheidet der 
Promotionsausschuss im Benehmen mit den Gutachtern und Gutachterinnen.

(4) Der Doktorand bzw. die Doktorandin hat bis spätestens 12 Monate nach der Disputation die veröffentlichte Dissertation der 
Universitätsbibliothek in folgender Form und Anzahl abliefern:

1. 60 Exemplare in Buch- oder Fotodruck  
oder

2. drei Exemplare, wenn die Veröffentlichung ungekürzt in einer Schriftenreihe oder Zeitschrift erfolgt ist,  
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oder

3. drei Exemplare, wenn ein gewerblicher Verleger die Verbreitung über den Buchhandel übernommen hat und eine 
Mindestauflage von 150 Exemplaren nachgewiesen wird,  
oder

4. in elektronischer Form; hierfür gilt die „Ordnung zur Abfassung von Dissertationen in englischer Sprache und Veröffentlichung 
von Dissertationen in elektronischer Form“ vom 6. Dezember 2000.

(5) In begründeten Fällen kann der Promotionsausschuss eine Verlängerung der Ablieferungsfrist genehmigen.

§ 13 - Vollzug der Promotion

Nach Ablieferung der Pflichtexemplare gemäß § 12 Abs. 4 wird dem Doktoranden bzw. der Doktorandin eine Urkunde ausgehändigt, die 
auf den Tag der Disputation ausgestellt ist und in der die Namen der Gutachter oder Gutachterinnen genannt sind (Muster siehe Anlage). 
Mit dem Empfang der Urkunde erhält der Doktorand bzw. die Doktorandin das Recht, den akademischen Grad „Doktor der Philosophie“ 
(Dr. phil.) bzw. „Doktorin der Philosophie“ (Dr. phil.) zu führen.

§ 14 - Einspruch bei Verfahrensmängeln

Die Mitglieder des Promotionsausschusses sowie der Promotionskommission und der Doktorand bzw. die Doktorandin können bis 
zum Abschluss des Promotionsverfahrens (Aushändigung der Promotionsurkunde) jederzeit gegen Verfahrensmängel Einspruch beim 
Fakultätsrat erheben.

§ 15 - Ehrenpromotion

(1) Der oder die zu Ehrende darf nicht Mitglied der Universität der Künste Berlin sein.

(2) Der Vorschlag an den Präsidenten bzw. die Präsidentin der Universität der Künste Berlin erfolgt durch einstimmigen Beschluss des 
Fakultätsrates im Einvernehmen mit dem Promotionsausschuss.

(3) Die Verleihung des Dr. phil. h. c. an eine Person, die bereits Träger dieser Auszeichnung ist, ist nur dann möglich, wenn vorausgegangene 
Verleihungen durch eine andere Hochschule und aus anderen Gründen erfolgt sind.

(4) Die Ehrenpromotion wird durch die Aushändigung einer vom Präsidenten bzw. der Präsidentin der Universität der Künste Berlin 
und vom Dekan oder der Dekanin der Fakultät unterzeichneten Urkunde, in der die Verdienste des oder der Promovierten genannt sind, 
vollzogen.

§ 16 - Aberkennung des Doktorgrades

Die Aberkennung des Doktorgrades richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.

§ 17 - Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmung

(1) Diese Promotionsordnung tritt in der geänderten Fassung am Tage nach der Veröffentlichung im Anzeiger der Universität der Künste 
Berlin in Kraft. Zugleich tritt die Promotionsordnung der Fakultät Musik der Universität der Künste vom 23. Mai 1984 in der Fassung vom 
12. März 1999 (UdK-Anzeiger 2/2000 vom 1. März 2000) außer Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 können bereits laufende Promotionsverfahren für eine Übergangsfrist von drei Jahren nach den bisher 
geltenden Regelungen fortgeführt und abgeschlossen werden. Über weitergehende Ausnahmen entscheidet der Promotionsausschuss.

Artikel III

Diese Ordnung mit der geänderten Promotionsordnung für den Doktor der Philosophie tritt mit ihrer Veröffentlichung im Anzeiger der 
Universität der Künste Berlin in Kraft.
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Anlage 
 
 
Muster: Titelblatt der Dissertation

....................................................................
(Titel der Arbeit)

Dissertation

zur Erlangung des Doktorgrades

der

Fakultät „Musik“

der

Universität der Künste Berlin

vorgelegt von

.........................................................................
(Vor- und Familienname)

aus

......................................................................
(Geburtsort)

Gutachter:       1.   ............................................

 2.   ............................................
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Der Fakultätsrat „Musik“ 
der Universität der Künste Berlin

verleiht Herrn/Frau

.............................................
aus

den akademischen Grad

Doktor der Philosophie

Herr/Frau ...................................................     

hat mit der Dissertation über das Thema

........................................................................................................................

und mit einer Disputation  
das ordnungsgemäße Promotionsverfahren 

im Fachgebiet Musikwissenschaft  
(bzw. Musikpädagogik)  

abgeschlossen und das Gesamturteil

.................................
erhalten.

Gutachter waren:
Prof. Dr. ...............................

Prof. Dr. ................................

Berlin, den...............................................................
                                (Siegel)

....................................................................                                                               ................................
Präsident/Präsidentin der Universität                                                                         Dekan/Dekanin

                                           der Künste Berlin                                                                                        der Fakultät Musik

Muster: Urkunde
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